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Beschäftigung im Ausland       - No. 188 - 
 
Egbert Dittmar, Rechtsanwalt in Hannover 
 
Auslandsarbeitsverhältnisse gewinnen im heutigen 
Berufs- und Wirtschaftsleben zunehmend an Be-
deutung. Die internationale Arbeitsteilung und der 
wirtschaftliche Zusammenschluss erfordern ver-
stärkt die Einstellung von Arbeitnehmern im Aus-
land oder deren Entsendung aus dem Mutterland.  
 
Auslandstätigkeit kommt in der Praxis in den ver-
schiedensten Ausprägungen vor. Insbesondere 
Formen des mittelfristigen Auslandseinsatzes, wie 
die befristete Versetzung oder die Stammhausde-
legation, die kurzfristige Abordnung einschließlich 
Montageeinsätzen spielen in der Praxis eine wich-
tige Rolle. Daher beschränkt sich die Darstellung 
auf diese drei Formen der Auslandstätigkeit mit 
den sich daraus ergebenden arbeitsrechtlichen, 
steuerrechtlichen und sozialversicherungsrechtli-
chen Besonderheiten.  
 
 
Abordnungs- und Montagevertrag  
 
Die Abordnung ist nach der Auslandsdienstreise 
die kürzeste Form der Auslandstätigkeit.  
 
Abordnungen sind praktisch auf jeder Hierarchie-
ebene und Qualifikationsstufe denkbar. Der häu-
figste praktische Anwendungsfall liegt im befriste-
ten Montage- bzw. Baustelleneinsatz, der regel-
mäßig die Jahresgrenze nicht überschreitet. Aller-
dings werden auch Führungskräfte zu einer Aus-
landstätigkeit abgeordnet, wenn es beispielsweise 
um Controlling-Tätigkeiten oder kurzfristigen 
Know-how-Transfer im Verhältnis zu einer auslän-
dischen Tochter- oder Beteiligungsgesellschaft 
geht und die Fach- oder Führungskräfte für diese 
Tätigkeiten nicht der Geschäftsführung der Aus-
landsgesellschaft unterstellt werden sollen.  
Bei der Abordnung bleibt der Inlandsarbeitsvertrag 
weiter bestehen; allerdings bedarf es einer Ergän-

zungsvereinbarung für die Zeit des Auslandsein-
satzes.  
 
Die Ergänzungsvereinbarung sollte eine klare Rege-
lung über Dauer, Funktion und Unterstellungsver-
hältnisse, Arbeitszeit, der während des Auslands-
aufenthaltes zu zahlenden zusätzlichen Bezüge, 
Reisekosten, Urlaub sowie Regelungen zur Sozial-
versicherung und der Zusatzversicherung als Min-
destbestandteile enthalten.  
 
Die Entlohnung des abgeordneten Mitarbeiters 
basiert auf seinem Inlandsgehalt, das in aller Regel 
unverändert bleibt. Auf das Inlandsgehalt werden 
dann von Fall zu Fall gewisse Zuschläge gezahlt. In 
der Praxis werden Zulagen wie Auslösung, allge-
meine Auslandszulage, Mehrarbeitszulage, Funkti-
onszulage, Abschlussprämien, einmalige Ausrüs-
tungsbeihilfen und Steuererleichterungen gewährt.  
 
 
Delegation (Entsendung)  
 
Unter Delegation wird insbesondere die mittelfris-
tige Auslandstätigkeit verstanden, bei der befristet 
oder unbefristet der Auslandstätige, wie bei der 
Abordnung, weiterhin beim inländischen Stamm-
haus unter Vertrag steht; er schließt lediglich einen 
Zusatzvertrag, der die Konditionen der Auslandstä-
tigkeit enthält. Der Delegierte ist nicht in die Aus-
landsgesellschaft integriert, sondern wird ihr allen-
falls von der Muttergesellschaft für bestimmte 
Aufgaben beigeordnet.  
 
Der Beitrag ist eine aktualisierte Auflage von Caston Compact  67 (1994) , C. Beckert 

 
 
In dem Fall, dass die nationalen Rechtsvorschriften 
hinsichtlich der Aufenthaltserlaubnis voraussetzen, 
dass Ausländer nur dann länger als drei Monate zu 
Aufenthalt und Arbeit berechtigt sind, wenn sie in 
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aktivem Arbeitsverhältnis zu einer inländischen 
Gesellschaft stehen, ist eine Delegation nicht mög-
lich.  
 
Wie ausführlich der Zusatzvertrag zu gestalten ist, 
richtet sich nach Art und Ort der Tätigkeit und der 
voraussichtlichen Dauer des Auslandseinsatzes.  
 
Bei einer Entsendung bis zu einem Jahr empfiehlt 
sich eine Kurzfassung, bei längeren Abordnungen 
für 2 bis 3 Jahre oder länger eine ausführliche 
Regelung.  
 
Die Entlohnung des delegierten Mitarbeiters baut 
auf seinem Inlandsgehalt auf. Auf das Inlandsge-
halt werden dann ebenfalls wie bei der Abordnung 
Zulagen gewährt.  
 
 
Versetzung  
 
Um eine Versetzung handelt es sich, wenn ein 
inländischer Arbeitnehmer von einem ausländi-
schen Arbeitgeber (etwa der Tochtergesellschaft 
eines deutschen Unternehmens) unmittelbar zur 
Arbeitsleistung im Ausland eingestellt wird.  
 
Während ein Stammhausdelegierter lediglich in 
Vertragsbeziehung zum Stammhaus steht und 
neben seinem normalen Inlandsarbeitsvertrag einen 
Zusatzvertrag mit Konditionen zu dem Aus-
landseinsatz erhält, hat ein ins Ausland versetzter 
Mitarbeiter in der Regel einen aktiven Anstellungs-
vertrag mit der Auslandsgesellschaft und daneben 
eine Zusatzvereinbarung mit dem Stammhaus.  
 
Es empfiehlt sich bei Verträgen mit dem Ausland 
eine Vereinbarung über die anzuwendende nationa-
le Rechtsordnung zu treffen. In einem Arbeitsver-
trag mit einer ausländischen Tochterfirma einer 
deutschen Gesellschaft wird in aller Regel deut-
sches Recht vereinbart.  
 
Ist der Arbeitsvertrag in einer fremden Sprache 
abgefasst, sollte unbedingt eine beglaubigte deut-
sche Übersetzung des Textes Bestandteil des Ar-
beitsvertrages werden; in diesem Fall sollte sowohl 
der deutsche als auch der fremdsprachige Ver-
tragstext von beiden Vertragsparteien unterzeich-
net sein.  
 
Die Festsetzung der Entlohnung von Mitarbeitern 
in einer Auslandsposition ist in der Unternehmens-
praxis das komplexeste Problem; daher finden sich 

zahlreiche verschiedenartige Grundsysteme der 
Vergütung.  
 
Inlandsmodell  
 
Bei diesem Vergütungssystem wird die Versetzung 
weitgehend wie eine Inlandsversetzung behandelt. 
Der Mitarbeiter erhält nur zusätzliche Zahlungen 
für Zusatzbelastungen, wie z.B. für einen zweiten 
Wohnsitz.  
 
Dieses Modell setzt allerdings voraus, dass die 
Lebens- und Arbeitsverhältnisse im Ausland weit-
gehend den Bedingungen in Deutschland entspre-
chen, die räumliche Entfernung zum Heimatland 
gering ist und aufgrund weiterer Faktoren wie Kul-
tur, Klima, Währung, politische Stabilität etc., kei-
ne sonstigen Erschwerniszulagen (Hardship-
Zulagen) nötig sind.  
 
Ziellandmodell  
 
Der Mitarbeiter erhält ein Grundgehalt entspre-
chend der im Zielland marktüblichen Vergütung. 
Dazu kommen Zuschläge für eventuell höhere Le-
benshaltungskosten im Ausland. 
 
Multi-Modell  
 
Nach diesem Modell werden Inlands- und Aus-
landspositionen international miteinander vergli-
chen; der Mitarbeiter erhält entsprechend seinem 
Arbeitsplatzwert ein Gehalt, das der Festlegung für 
die entsprechende Position im jeweiligen Ausland 
entspricht. Dazu werden Zulagen in fester Form 
oder Prozentanteile vom Gehalt für Erschwernisse 
und Zusatzausgaben im Ausland gezahlt.  
 
Marktmodell  
 
Nach dem Marktmodell erhält der Mitarbeiter eine 
ausschließlich marktabhängige Vergütung. Die 
Kriterien bei der Festlegung orientieren sich an der 
Beliebtheit der einzelnen Staaten und Standorte 
und an dem lokalen Gehaltsgefüge. Hierbei ist zu 
beachten, dass der Marktwert einer Position u. U. 
deutlichen Schwankungen ausgesetzt sein kann.  
 
Spesenmodell  
 
Neben dem normalen Inlandsgehalt erhält der Mit-
arbeiter die steuerlichen Höchstsätze für Aus-
landsspesen, die eigentlich nur für kürzere Dienst-
reisen gedacht sind.   
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Kaufkraftmodell  
 
Die Vergütung richtet sich nach den Regelungen 
des öffentlichen Dienstes. Zu dem Grundgehalt, 
entsprechend der Arbeitsaufgabe im Inland, wird 
ein Auslandszuschlag sowie ein länderspezifischer 
Kaufkraftausgleich bezahlt.  
 
In Anbetracht dieser verschiedenartigen Vergü-
tungssysteme ist dem Mitarbeiter in der Regel ein 
Grundgehalt zu zahlen, das, soweit er seine bishe-
rige Funktion beibehält, dem bisherigen Inlandsge-
halt entspricht. Daneben werden Zulagen (allge-
meine Auslandszulage, Kaufkraftzulage, Umzugs-
kosten, Heimflugregelung, Wohnungszulage, ge-
setzlich bedingte Zulagen nach Landesrecht) ge-
währt und häufig ein Steuerausgleich vereinbart.  
 
In der zumeist ausführlichen Zusatzvereinbarung 
mit dem Stammhaus sollten sowohl das ruhende 
Arbeitsverhältnis als auch die Rückkehrgarantie 
und weitere Sonderzahlungen geregelt sein. 
 
 
Steuerpflicht  
 
Dem Wohnsitzstaat bzw. dem Staat des gewöhnli-
chen Aufenthalts kommt in aller Regel das Recht 
zu, das weltweite Einkommen des Betreffenden zu 
besteuern (Grundsatz der unbeschränkten Steuer-
pflicht). Für den Stammhausdelegierten führt dies 
im Grundsatz zur Besteuerung nach deutschem 
Recht.  
 
Unter bestimmten Voraussetzungen sind jedoch 
Steuerbefreiungen möglich.  
 
Doppelbesteuerungsabkommen  
 
Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
einzelnen Staaten bestehen Abkommen  über die 
Vermeidung der Doppelbesteuerung. Nach diesen 
Abkommen entfällt die Lohn- und Einkommensteu-
erpflicht im Inland, wenn das Auslandseinkommen 
bereits im Ausland versteuert wurde. Besteht ein 
Doppelbesteuerungsabkommen, ist es in der Regel 
ohne Bedeutung, ob der Wohnsitz im Inland beibe-
halten wird oder nicht; wenn das Besteuerungs-
recht dem ausländischen Staat zugewiesen ist, 
sind die gesamten zeitanteiligen Bezüge in 
Deutschland steuerfrei. Dies gilt auch, wenn der 
ausländische Staat von seinem Besteuerungsrecht 
gar keinen Gebrauch macht und insofern der Mit-
arbeiter im Ausland tatsächlich keine Steuer ge-
zahlt hat.  

Die einzelnen Doppelbesteuerungsabkommen wei-
sen im Einzelfall zwar Besonderheiten auf, beinhal-
ten jedoch im Großen und Ganzen ähnliche grund-
sätzliche Regelungen.  
 
So hat im Prinzip allein der ausländische Staat ein 
Besteuerungsrecht, wenn die Löhne und Gehälter 
zu Lasten einer ausländischen Betriebsstätte ge-
zahlt werden. In Deutschland tritt dann auf Antrag 
Steuerbefreiung ein. Die ausländische Betriebsstät-
te kann nach einem gewissen Zeitablauf auch die 
Montagestelle sein. In jedem Fall ist die Steuerbe-
freiung in Deutschland möglich, wenn die Monta-
gestelle nach dem Doppelbesteuerungsabkommen 
als Betriebsstätte anzusehen ist.  
 
Das Besteuerungsrecht ist in allen übrigen Fällen 
dem ausländischen Staat regelmäßig erst bei län-
gerem Aufenthalt (mehr als 183 Tage im ausländi-
schen Steuerjahr) zugewiesen. Dabei setzen die 
183 Tage-Dauer keinen ununterbrochenen Aufent-
halt im betreffenden Land voraus. Vielmehr kommt 
es auf die Summe der Tage an, die der Mitarbeiter 
sich insgesamt innerhalb des Kalender- oder Steu-
erjahres im jeweiligen Land aufgehalten hat. Wird 
die 183 Tage-Frist überschritten, so tritt in 
Deutschland rückwirkend vom ersten Tag an Steu-
erbefreiung für den gesamten Auslandsaufenthalt 
ein. Bei kürzeren Aufenthalten bleibt die deutsche 
Steuerpflicht in vollem Umfang bestehen. 
 
Antrag auf Steueranrechnung  
 
Besteht kein Doppelbesteuerungsabkommen, so 
sind beide Staaten (Aufenthaltsstaat und Wohn-
sitzstaat) zur Besteuerung berechtigt. Auf Antrag 
ist jedoch das deutsche Finanzamt zur Anrechnung 
der im Ausland gezahlten Steuer bereit, wenn der 
Delegierte nachweist, dass die im Ausland gezahl-
te Steuer der deutschen Lohn-/Einkommensteuer 
vergleichbar ist und er die ausländische Steuer 
tatsächlich gezahlt hat.  
 
 
Sozialversicherung  
 
Nach deutschem Recht gelten die Vorschriften 
über die Versicherungs- und Beitragspflicht in den 
Zweigen der Sozialversicherung (Krankenversiche-
rung, Rentenversicherung, Unfallversicherung Ar-
beitslosenversicherung) grundsätzlich nur für Per-
sonen, die im Geltungsbereich des deutschen So-
zialgesetzbuches beschäftigt sind (Territorialitäts-
prinzip).  
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Ausnahmen von diesem Prinzip regeln die Vor-
schriften über die so genannte Ausstrahlung   (§§ 
1, 4 Sozialgesetzbuch IV für die Kranken-, Renten- 
und Unfall- Arbeitslosenversicherung).   
 
Ausstrahlung  
 
Nach dem Sozialgesetzbuch (§ 4 SGB IV) bleiben 
die deutschen Rechtsvorschriften über die Sozial-
versicherung maßgebend, wenn der im Ausland 
Tätige im Rahmen eines im Inland bestehenden 
Beschäftigungsverhältnisses ins Ausland entsandt 
wird und der Auslandseinsatz im Voraus der Natur 
der Sache nach oder aufgrund des Vertrages zeit-
lich begrenzt ist.  
 
Ist eine dieser Voraussetzungen nicht erfüllt, liegt 
keine Ausstrahlung im sozialversicherungsrechtli-
chen Sinn vor; die Versicherungspflicht besteht 
nicht in der deutschen Sozialversicherung, sondern 
richtet sich dann nach den Rechtsvorschriften des 
Beschäftigungsstaates.  
 
Entsendung nach EG-Recht  
 
Für die Entsendung in einen anderen Mitgliedsstaat 
hat die EU besondere Regelungen getroffen (VO 
EWG 1408/71 und 574/72).  
 
Danach besteht der Grundsatz, dass der Arbeit-
nehmer, der in einem anderen EU-Mitgliedsstaat 
eine Tätigkeit ausübt, ausschließlich den dortigen 
Rechtsvorschriften über die Sozialversicherungs-
pflicht dieses Mitgliedsstaates - also nicht den 
heimatlichen Rechtsvorschriften - unterliegt. Das 
gilt auch dann, wenn der Arbeitgeber seinen Be-
triebssitz in einem anderen EU-Staat (also hier 
Deutschland) hat.  
 
Ausnahmen von diesem Grundsatz betreffen nur 
eine Entsendung für bis zu 12 Monate; dabei darf 
der entsandte Arbeitnehmer nicht einen anderen 
Arbeitnehmer ablösen, für den die Entsendezeit 
abgelaufen ist. Weiterhin können auch Ausnahme-
vereinbarungen zwischen Wohnsitz- und Beschäf-
tigungsstaat vorliegen.  
 
In diesen Ausnahmefällen bleibt die Versiche-
rungspflicht im Wohnsitz- bzw. Betriebssitzstaat 
erhalten.  
 
Von besonderer Bedeutung ist hierbei, dass es 
nicht zu einer doppelten sozialversicherungsrecht-
lichen Erfassung kommen kann, da das Beschäfti-
gungsverhältnis immer nur den Rechtsvorschriften 

eines EU-Mitgliedsstaates unterworfen ist. Dies gilt 
auch bei Beschäftigungen in mehreren EU-
Mitgliedsstaaten. Eine mögliche freiwillige Bei-
tragsentrichtung ist dadurch jedoch nicht ausge-
schlossen.  
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